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Bekanntmachungen 

Tarifvertrag über Vorruhestand 

Kid den 29. April 1988 

Der Verband kirchlicher und diakonischer Anstellungsträger 
\lordelhien (VKDA.-NEK) hat mit den Mitarbeiterorganisationen 

einen Tarifvertrag über den Eintritt in den Vorruhestand geschlos­
sen. Der Tarifvertrag trägt das Datum vom 28. März 1988 und ist 
mit Wirkung vom 1. April 1988 in Kraft gesetzt wordl'n 

Der Abschluß erfolgte (gesondert. aber mit jeweils gleichem 
Wortlaut) mit den im nachstehenden Abdruck aufgeführten Orga­
nisationen (Anlage 1). 

Der VKDA-NEK hat bereits mit Rundschreiben Nr. 2/88 und 
3/88 vom 7. und 29. März 1988 Hinweise und Erläuterungen zur 
Durchführung des Tarifvertrages über den Eintritt in den Vorruhe­
stand gegeben (vgl. auch NEK-Mitteilung 1988 S. 78). Der VKDA 
wird in Kürze auch ein Muster für die vorgeschriebene „Vereinba­
rung" über den Eintritt in den Vorruhestand bekanntgeben. 

Der Wortlaut des Vorruhestandsgesetzes vom 13. April 1984 
(BGB!. I S. 601) wird auszugsweise als Anlage 2 abgedruckt. 

Az.: 3211 - D II 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Grohmann 

Tarifvertrag 

über den Eintritt in den Vorruhestand 

vom 28. März 1988 

Zwischen 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK). 

vertreten durch den geschäftsführenden Vorstand 
einerseib 

und 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
Bezirksverwaltungen Hamburg und Nordwest 

der Deutschen Angestellten Gewerkschaft 
Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein 

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nodelbien 

der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft 
Landesbezirk Nordmark 

- andererseits -

wird auf der Grundlage der Tarifverträge vom 5. November 1979 
für die unter den Geltungsbereich des Kirchlichen Angestellten­
tarifvertrages (KAT-NEK) oder des Kirchlichen Arbeitertarifver­
trages (KArbT-NEK) fallenden Mitarbeiter folgendes vereinbart: 
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§ 1

Geltungsbereich 

Dieser Tarifvertrag gilt für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. die 
in einer rentenvcrsicherungspflichtigen Beschäftigung tätig sind 
und mit denen arbeitsvertraglich mindestens die Hälfte der durch­
schnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit vollbeschäftigter Mitarbei­
terinnen/Mitarbeiter als Arbeitszeit vereinbart worden ist. 

§ 2

Vereinbarung über den Eintritt 
in den Vorruhestand 

(1) Auf Antrag einer :'vlitarbeiterin/eines Mitarbeiters kann zwi­
schen dem Anstellungsträger und der Mitarbeiterin/dem Mitarbei­
ter bis zum 31. Oktober 1988 vereinbart werden, daß sie/er zum 
Zweck des Eintritts in den Vorruhestand aus dem Beschäftigungs­
verhältnis ausscheidet. 

(2) Einen Anspruch auf Abschluß einer Vereinbarung nach
Absatz 1 haben Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter, die in den letzten 
zehn Jahren ununterbrochen im Wechselschichtbetrieb tätig waren 
oder ununterbrochen i'\achtarbcit geleistet haben. 

Unschädlich sind Unterbrechungen 

1. die insgesamt die Dauer von sechs Monaten nicht überschreiten,

2. aufgrund von Arbeitsunfähigkeit im Sinne des § 37 KAT /KArbT­
NEK bis zu deren Dauer,

3. durch Arbeitsbefreiung nach � 52 KAT/KArbT-NEK

( 3) Antragsberechtigt sind vor dem 1. Dezember 1930 geborene
Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter, die die Voraussetzungen des § 3 
dieses Tarifvertrages erfüllen. 

(4) Die Mitarbeiterin/Der Mitarbeiter hat den Antrag möglichst
frühzeitig, spätestens drei Monate vor dem beabsichtigten Zeit­
punkt des Ausscheidens schriftlich zu stellen. Der Antrag soll den 
Termin enthalten, zu dem der Eintritt in den Vorruhestand beab­
sichtigt ist. 

(5) Der Eintritt in den Vorruhestand darf jeweils nur am Ersten
eines Kalendermonats beginnen, frühestens am Ersten des auf die 
Vollendung des 58. Lebensjahres folgenden Monats, spätestens am 
1. Dezember 1988.

(6J Der Eintritt in den Vorruhestand setzt voraus, daß eine
entsprechende Vereinbarung zwischen der Mitarbeiterin/dem Mit­
arbeiter und dem Anstellungsträger schriftlich abgeschlossen wor­
den ist. 

17) Der Vorruhestand beginnt mit dem in der Vereinbarung
festgelegten Termin. \"om Beginn des Vorruhestandes an erhält die 
1\ 1 itarbeiterin/ der 1\ lita rbcitcr Vorru h L'standsgcld. 

§ 3
Voraussetzung für den Abschluß 

einer Vereinbarung über den Eintritt 
in den Vorruhestand 

Voraussetzung für den Abschluß einer Vereinbarung über den 
Eintritt in den Vorruhestand ist, daß die Mitarbeiterin/der Mit­
arbeiter 

1. das 58. Lebensjahr vollendet hat,

2. innerhalb der letzten fünf Jahre vor Beendigung des Beschäfti­
gungsverhältnisses mindestens 1080 Kalendertage in einer die
Beitragspflicht begründenden Beschäftigung im Sinne des § 168
des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) gestanden hat, wobei Zei­
ten des Bezuges von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe
sowie Zeiten im Sinne des § 107 Nr. 2 bis 6 AFG der Zeit einer
solchen Beschäftigung gleichstehen,

3. vor Eintritt in den Vorruhestand mindestens fünf Jahre ununter­
brochen im kirchlichen Dienst (§ 20 Abs. 2 Buchst. a und b
KAT/KArbT-NEK) beschäftigt war und

4. sich verpflichtet, während des Vorruhestandes keine abhängige
oder selbständige Tätigkeit auszuüben, die die Geringfügigkeits­
grenze des § 8 des V ierten Buches Sozialgesetzbuch (SG B IV)
überschreitet, wobei eine Beschäftigung oder selbständige Tätig­
keit, die die Mitarbeiterin/der Mitarbeiter schon innerhalb der
letzten fünf Jahre vor Eintritt in den Vorruhestand ständig
ausgeübt hat, unschädlich ist.

§4
Wiederbesetzung des Arbeitsplatzes 

Der Anstellungsträger hat aus Anlaß der Beendigung des Arbeits­
verhältnisses 

a) einen heim Arbeitsamt arbeitslos gemeldeten Arbeitnehmer oder

b) einen Jugendlichen oder sonstigen Arbeitnehmer, für den nach
Abschluß der Ausbildung kein Arbeitsplatz vorhanden ist auf
dem frei gemachten oder auf einem infolge des Ausscheidens
durch Umsetzung frei gewordenen Arbeitsplatz zu beschäftigen
oder

c) einen Auszubildenden zu beschäftigen, sofern der Anstellungs
träger in der Regel ausschlieB!ich der Auszubildenden und
Schwerbehinderten nicht mehr als 20 Arbeitnehmer beschäftigt.
§ 10 Abs. 2 Sätze 2 - 4 des Lohnfortzahlungsgesetzes gilt
entsprechend mit der Maßgabe, daß das letzte Kalenderjahr vor
Beginn des Ausbildungs\erhältnisse maEgebcnd ist.

§ 5

Vorruhestandsgeld 

(1) Die in den Vorruhestand tretenden Mitarbeiterinnen/Mitar­
beiter haben nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses 
gegenüber ihrem bisherigrn Anstellungsträger Anspruch auf ein 
monatlich zu zahlendes Vorruhestandsgeld. Die Auszahlungen 
erfolgen zum gleichen Zeitpunkt, zu dem die Vergütungen und 
Löhne ausbezahlt werden. 

(2) Das Vorruhestandsgeld beträgt 65 v.H., nach einer Beschäfti­
gungszeit (� 3 Nr. 3) von mindestens fünfzehn Jahren 70 v.H. des 
Bruttoarbeitsentgelts. 

Bruttoarbeitsentgelt ist das rentenvcrsicherungspflichtige Arbeits­
entgelt. das die/der ausgeschiedene Mitarbeiterin/Mitarbeiter in 
den letzten zwölf Monaten vor Beginn des Vorruhestandes durch­
schnittlich erzielt hat oder ohne eine durch Krankheit oder Beur­
laubung verursachte Zahlungsunterbrechung erzielt hätte. 

(.3) Jeweils nach Ablauf eines Jahres seit Beginn des Vorruhe­
standes erhöht sich das Vorruhestandsgeld um den Vomhundert­
satz, um den die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 
zuletzt vor diesem Zeitpunkt nach dem jeweiligen Rentenanpas­
sungsgesetz angepaßt worden sind. 

§ 6

Mitwirkungspflicht des Anstellungsträgers 

(1) Der Anstellungsträger hat Anträge auf Vorruhestandsverein­
barungen unverzüglich zu bearbeiten. Er entscheidet nach pflicht­
gemäßem Ermessen. 

(2) Der Anstellungsträger hat Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern, die
für eine Vorruhestandsvereinbarung nach diesem Tarifvertrag in 
Frage kommen, auf Verlangen eine Berechnung des sich für sie im 
ersten Monat der Inanspruchnahme ergebenden Vorruhestands­
geldes zur Verfügung zu stellen und die voraussichtlichen Auswir­
kungen des Vorruhestandes auf die Zusatzversorgung schriftlich 
darzustellen. 
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(3) Der Anstellungsträger unterrichtet die },'Iitarbeiterinnen/Mit­
arbeiter schriftlich über die für den Zuschuß der Bundesanstalt für 
Arbeit benötigten Angaben und über die der Mitteilungspflicht 
unterliegenden Anderungen der sie betreffenden Verhältnisse. 

§ 7
Mitwirkungs- und Erstattungspflicht 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

(1) Die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter haben dem Anstellungstr:i­
ger alle Angaben zu machen, die dieser für die Geltendmachung 
des Zuschusses nach dem Vorruhestandsgesetz (VRG) benötigt. 

(2) Die ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter dürfen
durch ihr Verhalten den Zuschuß der Bundesanstalt für Arbeit an 
den bisherigen Anstellungsträger nicht gefährden. Sie haben insbe­
sondere alle Änderungen der sie betreffenden Verhältnisse, soweit 
sie für den Bezug des Vorruhestandsgeldes und für den Zuschuß 
der Bundesanstalt für Arbeit erheblich sind, dem bisherigen Anstel­
lungsträger unverzüglich mitzuteilen. 

(3) Die ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter haben den
Antrag auf Altersruhegeld oder auf eine andere der in§ 2 Abs. 2 :\r. 
1 Buchst. b und Absatz 2 VRG genannten Leistungen zum frühest­
möglichen Zeitpunkt zu stellen. 

(4) Nach Vollendung des 60. Lebensjahres haben die ausgeschie­
denen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter auf Verlangen des bisherigen 
Anstellungsträgers diesem nachzuweisen, daß sie Altersruhegeld 
oder eine andere der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b und Absatz 2 VRG 
genannten Leistungen noch nicht beanspruchen können. Kommen 
die ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter dem Verlangen 
nicht nach, kann der bisherige Anstellungsträger das Vorruhe­
standsgeld solange zurückbehalten, bis die ausgeschiedenen Mitar­
beiterinnen/Mitarbeiter den Nachweis erbracht haben 

(5) Zu Unrecht erhaltenes Vorruhestandsgeld haben die ausge­
schiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter dem bisherigen Anstel­
lungsträger zurückzuzahlen. In den Fällen des § lO Abs. 2 Vl{G 
vermindert sich die Rückzahlungspflicht um die von den ausge­
schiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern der Bundesanstalt für 
Arbeit ersetzten oder zu ersetzenden Zuschüsse. 

§ 8

Erlöschen und Ruhen des Anspruchs 
auf Vorruhestandsgeld 

(1) Der Anspruch aufVorruhestandsgeld erlischt mit Beginn des
Monats. für den die ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen !Mitarbeiter 
Altersruhegeld vor Vollendung des 65. Lebensjahres oder eine 
andere der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b und Absatz 2 VRG 
genannten Leistungen beanspruchen können. Der Anspruch auf 
Vorruhestandsgeld erlischt spätestens mit Ablauf des Monats, in 
dem die ausgeschiedenen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter das 65. 
Lebensjahr vollenden. 

(2) Beim Tod einer ausgeschiedenen Mitarbeiterin/eines ausge­
schiedenen Mitarbeiters erlischt der Anspruch auf Vorruhestandsgeld 
mit Ablauf des Sterbemonats. Die Hinterbliebenen im Sinne von 
§ 41 Abs. 1 und 2 KAT /KArbT-NEK erhalten das Vorruhestands­
geld für weitere zwei Monate.

(3) Der Anspruch auf Vorruhestandsgeld

1. ruht während der Zeit, in der die ausgeschiedenen Mitarbei­
terinnen/Mitarbeiter Beschäftigungen oder selbständige Tätig­
keiten ausüben, die die Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch überschreiten oder aufgrund
solcher Beschäftigungen Verletztengeld erhalten; die Grenze
hinsichtlich des Gesamteinkommens (z. Z. ein Sechstel) ist
dabei nicht anzuwenden,

2. erlischt, wenn der Anspruch nach Nummer 1 mindestens 150
Kalendertage geruht hat. Dabei sind mehrere Ruhenszeiträume
zusammenzurechnen.

§ 9

Zuwendung und Übergangsgeld 

Ein Anspruch auf die Zuwendung nach § 1 Abs. 1 und 2 des 
Tarifvertrages über eine Zuwendung für nichtbeamtete Mitarbeiter 
vom 15. Januar 1982 in der jeweils geltenden Fassung sowie auf 
Übergangsgeld nach § 62 KAT/KArbT-NEK besteht auch in den 
Fällen, in denen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter wegen Eintritts in 
den Vorruhestand nach diesem Tarifvertrag aus dem Beschäfti­
gungsverhältnis ausscheiden. 

§ 10

Sazialversicherung und Steuern 

(1) Zur Aufrechterhaltung des Sozialversicherungsschutzes blei­
ben die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter während des Bezugs von 
Vorruhestandsgeld in der gesetzlichen Kranken- und Rentenver­
sicherung nach MaEgabc der Artikel 4 und 5 des Gesetzes zur 
Erleichterung des Übergangs vom Arbeitsleben in den Ruhestand 
vom 13. April 1984 (BGB!. I S. 601) versichert. 

(2) Der bisherige Anstellungsträger trägt 50 v.H. des Beitrags. der
für das Vorruhestandsgeld zur pflichtversicherung der ausgeschie­
denen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter in der gesetzlichen Kranken­
und Rentenversicherung zu zah lcn ist. Der Anstellungsträger hat 
den Arbeitnehmeranteil vom Vorruhestandsgeld einzubehalten und 
zusammen mit dem Arbeitgeberanteil an die zuständigen Stellen 
abzuführrn. 

(3) Für die von der Pflichtversicherung befreiten ausgeschiede­
nen Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter trägt der bisherige Anstellungs­
träger 50 v.H. des Beitrags, den die ausgeschiedenen Mitarbeiterin­
nen/Mitarbeiter für das Vorruhestandsgeld zur freiwilligen oder 
privaten Krankenversicherung und zur Altersversorgung zu zahlen 
haben, höchstens den Betrag. der als Arbeitgeberanteil an die 
gesetzliche Kranken- und Rentcm·ersicherung zu entrichten \\ äre. 

(4) Das Vorruhestandsgeld ist, soweit es nicht gemäß § 3 Nr. 9
EStG steuerfrei ist, von den Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern wie 
Arbeitslohn zu versteuern. Der bisherige Anstellungsträger hat die 
Lohn- und Kirchensteuern vom Vorruhestandsgeld einzubehalten 
und an das Finanzamt abzuführen. 

§ 11

Zusatzversorgung 

Soweit die Satzung der VBL oder einer anderen Zusatzversor­
gungskasse, der der jeweilige Anstellungsträger angeschlossen ist, 
die Aufrechterhaltung der Anwartschaft auf Versorgungsrente oder 
die Vermeidung einer Kürzung der Versorgungsrente von der Zah­
lung einer Umlage oder eines Sonderbeitrags während der Zeit des 
Vorruhestandes abhängig macht, entrichtet der bisherige Anstel­
lungsträger diese auf seine Kosten. 

§ 12

Besitzstand 

Etwaige bei Beginn des Vorruhestandes laufende Darlehensver­
träge zwischen der Mitarbeiterin/dem Mitarbeiter und dem Anstel­
lungsträger bzw. dem vom Anstellungsträger beauftragten Kreditin­
stitut (Hypothekendarlehen, Gehaltsvorschüsse) sind während der 
Zeit des Vorruhestandes weiterzuführen. 
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§ 13

Ausschlußfris1 

Nach Eintritt der .\1itarbeiterinnen/.\litarbeiter in den \'orruhe­
stand sind alle Ansprüche auf Leistungen aus dieser Vorruhe­
standsrcgclung innerhalb einer Ausschlußfrist von sechs i\lonaten 
nach Fälligkeit schriftlich geltend zu machen. Für denselben Sach­
verhalt reicht die einmalige Geltendmachung des Abspruchs aus, 
um die Ausschlußfrist auch für später fällig werdende Leistungen 
unwirksam zu machen. 

§ 14

Unterrichtung der Mitarbeitervertretung 

Die Mitarbeiten ertretung ist unverzüglich über Vorruhestands­
anträge und den Abschluß rnn Vorruhcstandsvereinhanmgen zu 
untcrriclnen. 

§ 15

Insol\ cnzsicherung 

Im Falle der Zahlungsunfähigkeit eines kirchlichen Anstellungs­
trägers (Kirchenkreis, Kirchenkreisverband, Kirchengemeindever­
band, Kirchengemeinde) übernimmt die Nordclbische Ev. -Luth 
Kirche (NEK) gemäß Beschluß des Hauptausschusses der Synode 
vom 9. \1ärz 1988 - vorbehaltlich der Bestätigung durch die 
Synode der NEK - die Bürgschaft für clie Vorruhestandsleistungen 
an ausgeschiedene :Vlitarbeiterinnen/.\litarbeiter. die nach Maß­
gabe dieses Tarifvertrages in den Vorruhestand getreten sind. 

§ 16
Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. April 1988 in Kraft. 

Kiel, den 28. März 1988 

UntLTschriften 

Gesetz zur Förderung von Vorruhestandsleistungen 
(Vorruhestandsgesetz-VRG) 

§ 1

Grundsatz 

(1) Die- Bunde;;(rnstalt für Arbeit (13undcsanstalt) gewährt Ar­
beitgebern Zuschüsse zu den Aufwendungen für Vorruhestandslei­
stungen an Arbeitnehmer, die das 58. Lebensjahr vollendet und 
ihre Erwerbstätigkeit beendet haben. 

(2) Die Zahlung des Zuschusses beginnt nach Maßgabe des
Absatzes 1 

im Jahr 1984 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr 1927 geboren sind, 
im Jahr 1985 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr 1928 geboren sind, 
im Jahr 1986 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr 1929 geboren sind, 
im Jahr 1987 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr 1930 geboren sind, 
im Jahr 1988 für Arbeitnehmer, die vor dem Jahr 1931 geboren sind. 

§ 2

Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Der Anspruch auf den Zuschuß setzt voraus, daß

1. der Arbeitgeber auf Grund eines Tarifvertrages, einer Regelung
der Kirchen und der öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaf­
ten oder einer Vereinbarung mit dem Arbeitnehmer

a) dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer Vorruhestandsgeld in
Höhe von mindestens 65 vom Hundert des Bruttoarbeitsent­
gelts im Sinne des § 3 Abs. 2 gezahlt hat und

b) Vorruhestandsgeld bis zum Ablauf des Kalendermonats zu
zahlen hat. in dem der ausgeschiedene Arbeitnehmer das 65.
Lebensjahr vollendet, längstem bis zum Ablauf des Kalender­
monats vor dem Monat. vor dem ab der ausgeschiedene Arbeit­
nehmer Altersruhegeld vor Vollendung des 65. Lebensjahres,
Knappschaftsausglcichsleistung oder ähnliche Bezuge iiffent­
lich-rechtlicher Art beanspruchen kann.

2. der ausgeschiedene Arbeitnehmer innerhalb der letzten fünf
Jahre vor Beendigung des ßcschäftigungsvcrhältnisst.:s minde­
stens 1080 Kalendertage in einer die Beitragspflicht begründen­
den Beschäftigung im Sinne des § 168 des Arbeitsförderungsge­
setzes gestanclrn hat. Zc·iten de, Hezuges \ cm Arbeitslosengeld
oder Arbeitslosenhilfe sowie Zeiten im Sinne des§ 107 Nr. 2 bis
6 des Arbeitsförderungsgesetzes stehen diesen Beschäftigungs­
zcitcn gleich,

3. das Arbeitsverhältnis auf Grund einer Vereinbarung zwischen
Arbeitgeber und Arbeitnehmer beendigt ist.

4. die freie Entscheidung des Arbeitgebers bc,1 einer ühcr 5 vom
Hundert der Arbeitnehmer des Betriebes hinausgehenden Inan­
spruchnahme sichergestellt ist oder eine Ausgleichskasse der
Arbeitgeber oder eine gemeinsame Einrichtung besteht, wobei
beide Voraussetzungen in Tarifverträgen verbunden werden kön­
nen: für die Berechnung der Zahl der Arbeitnehmer ist de1
Durchschnitt der letzten zwölf Kalendermonate vor dem Aus­
scheiden des Arbeitnehmers maßgebend; dabei werden Ausw­
bildende und Schwerbehinderte nicht mitgezählt,

5. der \rbeitgcber aus Anlaß der Beendigung des Arbeitsverhält­
nisses

a) einen beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldeten Arbeitnehmer
oder

b) einen Jugendlichen oder sonstigen Arbeitnehmer. für den
nach Abschluß der Ausbildung kein Arbeitsplatz vorhanden
ist.

auf dem freigemachten oder auf einem infolge des Ausscheidens 
durch Umsetzung freigewordenen Arbeitsplatz beschäftigt oder 

c) einen Auszubildenden beschäftigt, sofern der Arbeitgeber in
der Regel ausschließlich der Auszubildenden und Schwerbe­
hinderten nicht mehr als zwanzig Arbeitnehmer beschäftigt.
§ l O Abs. 2 Satz 2 bis 4 des Lohnfortzahlungsgcsetzcs gilt
entsprechend mit der Maßgabe, daß das letzte Kalenderjahr
vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses maßgebend ist.

(2) Den in Absatz 1 i'\r. I Buchstabe b genannten Leistungcr. 
stehen vergleichbare Leistungen einer Versicherungs- oder Versor­
gungseinrichtung oder eines Versicherungsunternehmens gleich. 
wenn der ausgeschiedene Arbeitnehmer in der vorhergehenden 
Beschäftigung (Absatz 1 l',;r. 2) von der Versicherungspflicht in der 
Rentenversicherung befreit war. 

(3) Bei der Anwendung des Absatzes 1 Nr. 2 bleiben Beschäfti­
gungszeiten unberücksichtigt, für die kein Arbeitsentgelt gezahlt 
wird, soweit diese Zeiten jeweils vier Wochen überschreiten. Satz 1 
gilt nicht, wenn für diese Zeiten Lohnersatzleistungen gezahlt 
werden. 

(4) Der Anspruch auf den Zuschuß besteht nicht, wenn der
ausgeschiedene Arbeitnehmer Anpassungsgeld für entlassene Ar­
beitnehmer des Bergbaus erhält. 

§ 3
Höhe des Zuschusses 

zu den Vorruhestandsleistungn 

(1) Der Zuschuß beträgt 35 vom Hundert der Aufwendungen für

1. das dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer in Höhe von 65 vom
Hundert des Bruttoarbeitsentgelts gezahlte Vorruhestandsgeld,
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2 . den Beitragsanteil des  Arbeitgebers zur  Pflichtversicherung des
ausgesch iedenen Arbeitnehmers in  der gesetz l ichen Krankcn­
vL·rs i c·hcrung und in der gc·,c• t7. l ichc11 Rcnt,·m c>rs i chcrung, h i i,· h ­
sll:11' jedoch den Bcilrag,antc i l ,  drn der  \rbcitgebcr bei Zah l ung
eines \'orruhestand sgel des i n  Höhe von 65 \·om Hunden d es
Bruttoarbeitsentgelts entrichten müßte.

(2) Bruttoarbeitsentgelt im Sinne des Absatzes 1 ist das Arbeits­
entgelt. das der ausgeschiedene Arbeitnehmer vor Beginn der 
Vorrulwswndsleistung in den ktzten abgercclrnc·tc1 1 ,  insgesamt sechs 
M onall' uml;:issenden Loli11ahrech11ungszci1r,iurncn durchschni tt ­
l ich erzie l t  hat ,  soweit es im jeweiligen Monat die Beitragsbemes­
sungsgrenze des § 175 Abs. 1 Nr. 1 des Arbeitsförderungsgesetzes 
n icht  überschreitet. § 1 12 :\.bs. 2, 4 ,  5 :'\'r. 3 und Abs. 7 des 
Arbei tsforderungsgesetzes i st entsprechend anzuwenden .  

( 'i  1 \ls Bcitragsa11tc i l  d e s  .\rheitgcbers zur g,·setz l ichrn l{rntL-1 1 -
vcrs ich l·rung im S i n ll L' de, .\h,atzes I N r. 2 gi l t  bc· i  F mpfangcrn \ ()ll 
Vorruhestandsgcld ,  die 1 or Beginn der \ orruhestanclsleistungcn 
nach § � Abs .  2 des Angestel ltenversicherungsgesetzes, nach A.r­
t ikel 2 § 1 Abs .  1 und 2 des Angestel l tem ers1 cherungs-Neurege­
lungsgcsctzes oder nach Artikel 2 § 1 Abs. 1 und 1 a des Knapp­
schaftorc11tc11vcrsichcrungs-'.\ curcgelungsgcst't,c, von der \ ,· rsi ­
chcrum.:spfl icht  befreit oder in Artike l 2 .� 1 .·\hs. 4 Satz I clc, 
1\ngcstl'ilknvcrsichcrungs- \lrnrcgc lungsgcsctze, oder in  Artike l  2 
§ 1 Abs. 1 b Satz 1 des K.nappsch aftsrentem ersicherungs-Neurege­
lungsgesetzes genannt sind und auf i h re Befreiung von der \'ersi­
cherungspll icht nicht verzichtet haben , die Halfte der Beiträge. die
d ie  Bundesanstalt nach § 1 66 b Abs .  1 und 1 a des Arbeitsförde­
rungsgL's,' t/es !'. ll tragen hütk. w,·nn eine ckr in d ieser Vor sch r i ft
gc11anll lc· 11 L,· i s tungcn in H , i h ,· des Vorruh c·su1 1 1 dsgL· l des 1.u 1ah l ,· n
ll'ärc .

(4) Als Beitragsantei l  des Arbeitgebers zur gesetz l ichen Kran ­
kemersicherung im S i nne  des  Absatzes l \;r 2 gi l t  be i  Bezit'hern 
von \urruh estandsge ld ,  die nir Beginn  der \'orruhestandsle istun­
gen 11 11 r  11 ,·gcn LJbl'l'sch r,· i t L·ns  der  j a h rL·sa rl1eitsvcrd il'ns tg1T:1 ;,:,• 
n i c ln 11 c1c'i1 � ] f,°) :\hs  1 '\ r. 2 d e r  l{e ic ii , 1 L-rs ivhcrung,orcl 1n1 1 :,.:  
vcr,icherungspfl ichtig uJl- r  d ie  nach § l 73 b der l{cichsversichc­
rungsurclnung oder nach . .\rt ikel 3 § 1 Ab,. 4 des Gesetzes ?ur 
Änciernng des Mutterscli utzgc•setzes und der Reichsversicherungs­
ordnung \ Om 24. August 1 965 (BGBL. 1 S 9 1 2 1  von der Vcrsiche­

hefrl' i t  warc 1 1 .  der  lk' i t rags;u"'huK dc· 11 der .\rhc i 1  
gL·lwr 1 1 ,1 c 17 � -H Vi  .\hs  -l ,l ,.' r  lk id1svns1chuu11�"irdn u11g 11.1 1ah k, 1  
ha l .  ::;, 1 11 1 i s t  n ich l  a11Im1 c 1 1dc 11 .  \I L' l l l l  Lkr Hcnchl'r des \01-ru l;L·· 
stand sgcldes als l andwirtschaftli cher  Unternehmer nach § 2 Abs .  l 
Nr .  1 des Gesetzes über d i e  Kran kenvers i , lwrun!! der Land\\'i rt c  
versichert ist . 

( 5 )  l lcr ZuschuE  hctriigt abweichend 1 11n \bsatz 1 .34 1 1 ; 1 1 1  
Hund ,: 1 1 .  IVL' l l l l  d,T i\11,prn , h  au l \'orruh cs1a 1 1 ,.ls lc i s tungcn fur Li ,• 1 1  
Fa l l  dn Zah lungs,·imll' l l u ng  durch  dc 1 1  \ t h,· i tgeber n i ch t  c1u i  
Grund  rnrifvertragl i cher \ erci n barung ge5ich,,•n i ,t 

§ 4

Dynamis ierung  des Zuschu sses 

Der Zuschuß zu den Aufwend ungen des Arbeitgebers erhöht s i ch  
jewei ls nach Ablauf e ines Jah rC's se i t Beginn der Zah lung des  
Vorruhestandsgc ldes um den Vomhundertsatz, um den d i e  Renten 
der  gesetz l i c hen Rentenversicheru ng zu letzt vor diesem Zeitpunkt 
nach dem jewe i l igen Rentenanpassungsgesetz angepaßt worden 
si n d .  Der Zuschuß wird höchstens um d en Vomhundertsa tz ange­
hoben.  um den d er Arbei tgeber das Vorruhestandsgtld e rhöht hat. 

§ 5
Erlöschen und  Unterbrechung des Anspruchs 

( l )  Der Anspruch  auf den Zuschuß erl ischt

1 . mit Ablauf des Monats, i n  dem der au sgeschiedene Arbeitneh­
mer das  65 . Lebensjahr vol lendet.

2. mit Beginn des Monats , für den der ausgeschiedene Arbeitneh­
mer eine der in § 2 Ab, 1 '.\r. l Buchstabe b genannten
AltersrrntL·n nder AltershcLü:,:,· oder eine LL·iotu1 1g beanspru ­
c h en  kann. Li ic nach s 2 Ab, . .:! clrn Altersrenten oder A l tersbe
zügen gleichgeste l lt ist.

(2) Der Anspruch auf den Zuschuß besteht n i cht. solange der
Arbeitgeber auf dem freigemachten oder d urch Cmsetzung freige­
wordenen Arbeitsplatz keinen Arbeitnehmer mehr beschäftigt, der 
be i  Reginn dLT Llcschiif! igung L· im· de r  in § 2 Abs .  1 '\ r 1 Buchstabe 
a b is c gcn,rn ntl'n Voraussctzungrn e rfü l l t  hat. D ie, n icht ,  wenn 
der Arbeitgeber den Arbeitsplatz m i r  einem Arbeitnehmer, der  eine 
der in  § 2 Abs. l '.\Ir. 5 Buchstabe a bis c genannten \·oraussetzun­
gen e rfüllt. innerhalb von drei \lonaten wicderbesetzt oder der 
Arbeitgeber insgesamt für zwe i Jahre die Voraussetzungen für den 
Anspruch auf e inen ZuschuE  zu ckn 1\ufwcndungcn ftir Vorruhl'­
stands le is tung,·n an  den Arb1: i t 1l l'hmcr erfü l l t  hat  

§ 6

Nebentätigkeit 

( 1 )  Der Anspruch auf den Zuschuß 

ruh t  wiih r,·ml d er Zeit , in der Lkr ausgcschiedc1w .\1'11eitnd1mLT 
Besclüil1 igungcn oder se lhsl,iml ige l"ät igkcitrn ausübt, d i l'  die 
Geringfügigkeitsgrenze des § 8 des V ierten Buches Sozialgesetz­
buch überschreiten oder auf G rund solcher Beschäftigungen 
Ver l etztengeld erhält :  die Grenze h ins icht l ich des Sech stels des 
Gesamteinkommens ist dabei n i cht  anzuwenden. 

CJ nl ischt \1 ,· 1 1 1 1  dn Anspruch nach Nummer J mind estens l '50 
l(a l e ndnt,1gc· geru h t  hat Dah,, i  s ind 1m·hrcrc l,u h L·nsLe i l riiumc 
zusammenzurcch n c·n . 

(2) Beschäftigungen oder selbständ ige Tät igkeiten bleiben bei
der Anwendung des Absatzes 1 unberücks icht igt . SU\\ Cit der ausge­
schiedene Arbe itnehmer sie auch schon innerhalb der letzten fün f  
[ahn: \ Or l�q,i 1rn der Vorr11h L·stc1 1 1 d s k - i ,tungcn sta1 Hi ilc 11,· lwn e iner 
lll l'h r  a l s  gcr inglLigigL'll Bcsch:iitigung im Sinne de, � :-; dc·s \'icrtc11 
Buches Suzialgesctzbucb au sgeübt ilat .  

(3 ) § 48 :\bs. 1 N r. 3 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
f indet keine . .\m1 endung. 

(4) Ruht oclcr er l i scht 11 ,1 ch \h,a tz 1 der Ampruch auf ci L'll
Zuschu f\ .  t' l l l f,i l l t der  Anspruch :w l \iorru h l'stamh�L· l ,I i 11 H ii lll' d ,·s 
wegfal lcndrn Zuschu ,s ,:s 

s -

Schutzrnrsc hr i ftcn 

( 1 )  Die Talsal'i1 e .  d a ß  e in .\rrritnc lnncr nach \'r, ! l rndung des 
'i/-: .  i.d)L'mi,:h r,·s gl'gc· n iilwr :-c· i 1 1 c· 1 1 1  ,\ rlwi tgclicr 11 1r l 1 1 a nspru ch ­
nalt •m· von \ 1 J tTuhcs1,1ncl sgL' 1d  bc:rL ch t igt i s t .  i s t  11 i ,  ll l a l s  e in d i e  
Kündigung de s  :\rbcitsverhä l tn i sscs d u rch den  Arbeitgeber bedin­
gender Grund im S inne des § 1 Abs. 2 Satz 1 des Kündigungsschutz­
gesetzes anzu sehen :  sil' kan n auch nicht bei der soz ia len Auswa h l  
nach § 1 Abs. 3 Satz 1 des Künd igungsschutzgesetze, z u m  Nachtei l 
des  Arbeitnehmers berücks ichtigt werden.  

(2) Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Zahlung von Vorru­
hestandsgeld kann nicht für den Fal l  ausgesch lossen werden , daß  
e in Anspruch des Arbe i tgebers au f  den  Zuschuß  d er Bundesansta l t  
n icht besteh t .  wei l ke ine der in  § 2 Abs .  l Nr .  5 oder i n  § 5 Abs .  2 
genann ten Voraussetzungen vorl iegt. Das gle iche gi l t für den Fal l ,  
daE der Arbeitgeber drn  Zuschuß nur  deshalb n i ch t  erhä l t .  wei l  e r  
d en Antrag nach  § 1 1  Abs .  l n i ch t .  n i ch t  r ichtig, n i ch t  vo l lständ ig 
oder nicht rechtzeit ig geste l l t  hat  oder sei nen M i twirkungspfl ichten 
n icht nachgekommen ist .  ohne daß dafü r eine Verletzung der 
Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers ursä ch l i c h  war. 

( 3 )  Der Anspruch auf Vorruhestandsgdd kann wie der Anspruch 
auf Arbeitseinkom men gepfändet .  verpfändet  oder übertragen 
werden .  
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§ 8

Ausgleichskassen, gemeinsame Einrichtungen 

(1) Werden die Vorruhestandsleistungen auf Grund eines Tarif­
vertrages von einer Ausgleichskasse der Arbeitgeber erbracht oder 
werden die Vorruhestandsleistungen der Arbeitgeber auf Grund 
eines Tarifvertrages von einer Ausgleichskasse der Arbeitgeber 
erstattet, so gewährt die Bundesanstalt auf Antrag der Tarifvertrags­
parteien den Zuschuß der Ausgleichskasse. 

(2) Für gemeinsame Einrichtungen der Tarifvertragsparteien gilt
Absatz 1 entsprechend. 

§ 9

Insolvenzsicherung 

(1) Soweit der Arbeitgeber seine Verpflichtung zur Zahlung von
Vorruhestandsgeld nicht erfüllt und der Arbeitnehmer auf Grund 
tarifvertraglicher Vereinbarungen für den Fall der Zahlungseinstel­
lung durch den Arbeitgeber nicht geschützt ist, gewährt die Bun­
desanstalt Vorruhestandsgeld wie ein Arbeitgeber, wenn 

1. über das Vermögen des Arbeitgebers oder über seinen Nachlaß
das Konkursverfahren eröffnet worden ist, oder

2. der Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens über das
Vermögen des Arbeitgebers oder über seinen Nachlaß mangels
Masse abgewiesen worden ist, oder

3. das gerichtliche Vergleichsverfahren zur Abwendung des Kon­
kursverfahrens über das Vermögen des Arbeitgebers oder über
seinen Nachlaß eröffnet worden ist, oder

4. der Arbeitgeber mit seinen Gläubigern nach vorausgegangener
Zahlungseinstellung im Sinne der Konkursordnung einen außer­
gerichtlichen Vergleich schließt und die Bundesanstalt dem
Vergleich zustimmt.

Vorruhestandsgeld nach Satz 1 ist auch zu gewähren, soweit die 
Durchsetzung des Anspruchs gegen den Arbeitgeber für den Arbeit­
nehmer unzumutbar ist. Die Durchsetzung des Anspruchs ist 
insbesondere dann zumutbar, wenn der Arbeitgeber die Zahlung 
des Vorruhestandsgeldes wegen wirtschaftlicher Notlage eingestellt 
hat. 

(2) Die Leistung nach Absatz 1 wird in Höhe des Vorruhestands­
geldes nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 gewährt. § 4 gilt entsprechend. 

(3) Der Anspruch des Arbeitnehmers auf Vorruhestandsgeld
gegen den Arbeitgeber geht auf die Bundesanstalt über, soweit diese 
nach Absatz 1 Vorruhestandsgeld zu leisten hat. Der Arbeitgeber 
hat der Bundesanstalt die Beiträge zur gesetzlichen Kranken- und 
Rentenversicherung zu erstatten, die sie nach Absatz 1 getragen 
hat. 

(4) Die§§ 141 k und 1411 des Arbeitsförderungsgesetzes gelten
entsprechend. 

§ 10

Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers, 
Erstattungspflicht des Arneitnehmers 

(1) Der Arneitnehmer hat Änderungen der ihn betreffenden
Verhältnisse, die für den Zuschuß erheblich sind, dem Arbeitgeber 
unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Der Arbeitnehmer hat der Bundesanstalt die dem Arbeitge­
ber zu Unrecht geleisteten Zuschüsse zu ersetzen, wenn der Arbeit­
nehmer die unrechtmäßige Zahlung dadurch bewirkt hat, daß er 
vorsätzlich oder grobfahrlässig 

1. Angaben gemacht hat, die unrichtig oder unvollständig sind,
oder

2. der Mitteilungspflicht nach Absatz 1 nicht nachgekommen ist.

§ 11

Verfahren 

(1) Der Zuschuß zu den Vorruhestandsleistungen und das Vor­
ruhestandsgeld nach § 9 Abs. 1 werden auf Antrag gewährt. Der 
Antrag ist schriftlich beim zuständigen Arbeitsamt zu stellen. 

(2) Bei der Durchführung des § 9 ist § 141 g des Arbeitsförde­
rungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Bundesanstalt bestimmt durch Anordnung das Nähere
über das Verfahren: sie kann hierin auch die Beteiligung der 
Verwaltungsausschüsse vorsehen. § 191 Abs. 3 und 4 des Arbeits­
förderungsgesetzes gilt entsprechend. Unter den Voraussetzungen 
des § 191 Abs. 5 des Arbeitsförderungsgesetzes kann der Bundes­
minister für Arbeit und Sozialordnung anstelle der in Satz 1 
vorgesehenen Anordnung der Bundesanstalt durch Rechtsverord­
nung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, das 
Nähere über das Verfahren bestimmen. 

§ 12

Steuerliche Regelungen 

(1) Bei der Anwendung des § 28 des Berlinförderungsgesetzes gilt
der Bezug von Vorruhestandsgeld als Arbeitslohn aus einem gegen­
wärtigen Dienstverhältnis, wenn im Zeitpunkt der Zahlung 

1. die Voraussetzungen für die Gewährung des Zuschusses im
Sinne des § 1 mit Ausnahme der in § 2 Abs. 1 Nr. 5 und § 11
genannten Voraussetzungen vorliegen und

2. der Empfänger die Wohnsitzvoraussetzungen des§ 21 Abs. 1 Nr. 1
bis 3 des Berlinförderungsgesetzes erfüllt und sie auch bei
Beendigung der Erwerbstätigkeit erfüllt hat.

(2) Für die Erhebung der Lohnsteuer gelten in den Fällen des
§ 8 die gemeinsame Einrichtung und die Ausgleichskasse der
Arbeitgeber sowie in den Fällen des § 9 die Bundesanstalt als
Arbeitgeber und der Leistungsempfänger als Arbeitnehmer.

(3) Einrichtungen im Sinne des § 8 sind, soweit sie die in dieser
Vorschrift bezeichneten Aufgaben erfüllen, von der Körper­
schaftsteuer, Gewerbesteuer und Vermögensteuer befreit. 

§ 13

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
entgegen § 60 Abs. 1 Nr. 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch 
eine Änderung in den Verhältnissen, die für den Anspruch auf 
den Zuschuß zu den Aufwendungen für Vorruhestandsleistun­
gen oder für den Anspruch auf Vorruhestandsgeld nach § 9 Abs. 
1 erheblich sind, dem Arbeitsamt nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig mitteilt. Die Ordnungswidrig­
keit kann mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 

(2) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind die Arbeitsämter. 

(3) Die Geldbußen fließen in die Kasse der zuständigen
Verwaltungsbehörden. § 66 des Zehnten Buches Sozialgesetz­
buch gilt entsprechend. 

(4) Die notwendigen Auslagen trägt abweichend von § 105
Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die zuständige 
Verwaltungsbehörde; diese ist auch ersatzpflichtig im Sinne des 
§ 110 Abs. 4 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten.
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§ 14

ßefristung der Regelung 

Für die Zeit ah 1. Januar 1989 i st clics,·s Gesetz nur noch 
anzmwndcn. wenn die \'uraussetzungen für ckn Anspruch erst­
mals rnr diesem Zeitpunkt vorgelegen haben. 

§ 15

1 lkrlin-Klauscl) 

Vergütung der außertariflich beschäftigten :\Iitarbeiter 

l(i,·l. den 27. April 19r:K 

l\a,·hckrn der Gesamt\ urstaml des Verbandes kirchlicher und 
diakonischer Anstellungsträger Nordelbien (n<DA-NEK) dem A.b­
schluß eines Tarifvertrages zugestimmt hat. in dem u.a. eine 2.4 
%ige Erhöhung der Grundwrgütungen und Ortszuschläge für die 
unter den Geltungsbereich des KAT-NEK fallenden Angestellten 
mit \\ irkung vom 1. l\liirL ! 9i-:8 vorgeschrn ist. empfehlen wir di,· 
Bezüg,· ckr auFcrtariflil"h bc·zahHcn Mitarbcikr mit Wirkung 1 ,1111 
1. l\lärz 1988 um 2,3 v.H. zu erhöhen. Diese Empfehlung ist nur
verbindlich. soweit arbeitswrtraglich oder gewohnheitsrechtlich
ein Anspruch auf Anwendung landeskirchlicher Empfehlungen zur
Anpassung der Bezüge besteht.

Az.: 3521 - D II 

Norcklhischcs Kirchc11arnt 

Im Auftrage: 

Grohmann 

Durchführung der Verwaltungsanordnung zur Regelung des 
Kaufkraftausgleichs 

Kiel. den 26. April 1 LJKö 

Aufgrund von § 2 Satz 3 der Verwaltungsanordnung zur Rege­
lung des Kaufkraftausgleichs für Besoldungsempfänger im Ausland 
vom 7. Februar 1984 (GVOBl. S. 33) wird die Kaufkraftkennzahl 
für Papua-Neuguinea wie folgt neu festgesetzt: 

Papua-Neuguinea: Ab 1 3.1988 3,8°'o 
(vergl. bisher I-kkan11tmachu11g vom 15.11 1937 - GVOBI. S 2�21 

bezogen auf 60 v.H. des Grundgehaltes des Besoldungsempfängers. 

Az.: 25107 - D 11 

Nordelbisehes Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Strelow 

Pauschalbetrag für Schönheitsreparaturen in Dienstwohnungen 

Kiel, den 27. April 1988 

Gemäß Bekanntmachung vom 30.1.1986 - GVOBl. S. 43 -
beträgt der Pauschalbetrag für Schönheitsreparaturen bis einschließ­
lich 30.6.1988 DM 0,65 pro Quadratmeter .Wohnfläche. 

Dieser Pauschalbetrag hat auch \Witerhin Gültigkeit zunächst bis 
zum 30.6.1991. 

Norclclhisl"hc·s l(irchcnamt 

Im Auftrage: 

Jessen 

Az.: 3550 - D I I D 3 

Bekanntgabe neuer Kirchensiegel 

Kiel, den 28. April 1988 

Kirchcng,·meindc: Ev.-luth. Drcifaltigkeits-Kirl'11enµcrrn:inclc in 
Hamhurg-f larburg 

Kirchrnkrc1,: l larhurg 

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet: Evang.-luth. Dreifaltig­
keits-Kirchengemeinde Hamburg-Harburg. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Kramn 

Az.: 9153 Drci falligkeits-Kgde. in Hbg.-Harburg - R 1 / ARN 2 

Kirchcngcrneindc: Ev.-Luth. St. Katharine11-Kir,·h,·ngcmci11dc zu 
Probsteicrhagen 

Kirchenkreis: Plön 

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet: Evang.-Luth. St. Katha­
rinen-Kirchengemeinde zu Probste>ierhagen. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Kramer 

Az.: 9153 St. Katharinen-Kgde. zu Probsteierhagen - R I / ARN 2 
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Kirchengemeinde: Kollmar-Neuendorf 

Kirchenkreis: Rantzau 

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet: Ev.-Luth. Kirchenge­
meinde Kollmar-Neuendorf. 

'\'urdclhisches Kirchenamt 

lm Ausftrage: 

Kramer 

Az.: 9153 Kollmar-'\'cucndorl - R I / ARN 2 

Pfarrstellenerrichtung 

Pfarrstelle des Kirchenkreises Stormarn für das Amt eines 
Ökumene-Beauftragtem (mit Wirkung vom 1. Mai 1988). 

Az. 20 Ökumene-Beauftragter Stormarn - P II / P l 

Verlust eines Dienstausweises 

Der Dienstausweis Nr. 511, ausgestellt ,;om Nordelbischen Kir­
chenamt in Kiel am 6.6.1983 für den Pastor l{a]f Diez in Hamburg­
Wilhelmsburg ist verlorengegangen und wird hiermit für ungültig 
erklärt. 

Az.: 2202 - P 2 

Nordelhisches Kirchenamt 

J m Auftrage: 

Herrman n  

Stellenausschreibungen 

Pfarrstellenausschreibungen 

In der Kirchc11,.,c·rnci11de Farmsen im Kirchenkreis Stor­
marn - Bezirk Wandsbek-Rahlstedt - wird die 5. Pfarrstelle vakant 
und ist zum l. Oktober 1988 mit einem Pastor oder einer Pastorin zu 
besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl dö Kirchenvorstandes. 

Der Pfarrstelleninhaberin bzw. dem Pfarrstelleninhaber obliegt 
die SCL'lsorge im staatlichen Pflcgl'l1cirn Farmscn, August-I<rog 
mannstraße 100, in eiern 800 ältere und jüngere Behinderte woh­
nen. Die Hci11il1L'\\'Olrncr l'rl'uen sich auf eine l\btorin h111. einen 
Pastor, die bzw. der sonntags den öffentlichen Gottesdienst im 
Festsaal des Heims und werktags in freier Folge Abendmahl,feiern 
auf den Statio11c11 hjlt. Ccspnichsnachmittage u11d Gclllcilllldcstc 
veranstaltet und die Kranken in ihren Stuben besucht. Mit großer 
Dankbarkeit werden alle diese Dienste \'Oll den Heimbewohnern 
aufgenommen. Ein ruhig gelegenes Pastorat mit Garten steht zur 
Verfügung. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschrieben Lebenslauf 
sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkreises Stormarn -
Bezirk \Vandsbek-Rahlstedt -. l{ockcnhof 1. 2000 Hamburg 67. 

Weitere Cnterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Aus­
kii1lifr LT1Lilen die Pastoren �:lliL'SL'll 1,licfoth, Kupferdamm 70, 
2000 Hamburg 72, Tel. 040/66 18 61. und Mielck, Rönkkoppel 29. 
2000 Hamburg 72, Tel. 040/643 74 31. sowie Propst Schroeder. 
CLtucliuss1r;1ßc 55 e. 2000 Hamburg 70, TL'!. 040/60 31 43-0 ocln 
652 46 00 oder 68 11 28. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Et-scheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Farmscn (5) - I' II / P l 

In der Kirchengemeinde Plön im Kirchenkreis Plön wird die 
3. Pfarrstelle mir dem Dienstsitz in Niederkle\t:cz vakant und ist
zum J. Januar I 989 mit einem Pastor oder einer Pastorin oder
einem Pastoren-Ehepaar in einem jeweils eingeschränkten Dienst­
verhältnis (50 °o) zu besetzen. Der gegenwärtige Stelleninhaber tritt
nach 36-jährigcr Tätigkeit in der Gemeinde Plön-Land in den
Ruhestand. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstan­
des.

Der Pfarrbl'/irL 111nfag1 einen ländlichen Teil cl,·,· KirTiic·,1gernein­
de Plön mit zwei Kirchen. Pastorat und Gemeinderaum in Nieder­
klc,;eez, zwei Kinderspielstuben und ca. 1.800 Gemeindegliedern. 
darunter SoldatrnL!rnilic11 von zwei BundcS11 c'hrst:rnclortcn Der 
Dienstsitz ist in :\icderkle1 eez. Alle Schularten ,incl in der nahen 
Kreisstadt Plcin. Der Kirchcmor·s1c111d wlinscht sich eine Pasturi11 
bzw. einen Pastor mit Gemeindeerfahrung. Verständnis für einE' 
ländliche Le bensweise. vertrauensvollen Bereitschaft einer Zusam­
rnenarheit mit den drei anderen Pastoren. den ehren- und h,rnpt­
amtlichen Mitarbeitern und dem Kirchenvorstand. Erwünscht ist 

eine Mitarbeit bei gesamtgemeindlichen Aufgaben im Stadtbezirk. 
Dabei sollte der Dienst an der Jugend einen Schwerpunkt bilden. 

Hewcrhungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslaut 
,ind m richten an den Herrn Pruh,t des Kirchenkreises l'lii11 
Kirchenstrafse 37, 2308 Preetz/Holst. Weitere Unterlagen sind auf 
.\nfordcrung einzureichen .. -\uskünfte erteilen Pastor Rößler. Vor­
sitzender des Kirchenrnrstandes. Markt 24. 2320 Plön/Holst., Tel. 

0 45 22/22 35. und Prupst Sontag, Kirchenstraße 37. 2308 Preetz/ 
Holst.. Tel. 0 43 42155 14. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes 

.\z. 20 l'liin (3) - P II / P l 
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Im Jugendpfarramt der �ordelbischen Evangelisch-Lutherischen 
Kirche mit dem Dienstsitz auf clem Koppelsberg/Plön ist die 2. 
Pfarrstelle mit einem Pastor oder einer Pa;;torin zum nächstmögli­
chen Termin zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Berufung 
durch die Kirchenleitung auf Zeit. 

Der Koppe\sbcrg bei Plön ist der Treffpunkt der jungen Ge­
meinde und Zentrale der Mitarbeiterberatung und -fortbildung im 
Nordelbischen Jugendwerk. Er bietet mit seiner Kapelle und seinen 
Einrichtungen der ]ugcndbildungs- und Freizeitarbeit ideale :--Jiig­
lichkeiten zum Gemeindeaufbau, Gottesdienst und Seelsorge in 
einem gesamtgemeindlichen Arbeitsfeld. 

Der Pastor udcr die Pastorin ist zuständig für die Arbeit in den 
Jugendheimen des Nordelbischen Jugendpfarramtes am Koppels­
berg. in Bistensee, in ,'-,'eukirchen und in Hörnum/Sylt. Dazu 
gehören auch t>in Jugcmlautbauwcrk und das neuerötfnctc Wohn­
heim für Asylbewerber auf dem Koppelsberg. Es wird besonderes 
Engagement und Phantasie erhofft, um dieser neuen Einrichtung 
zu einem erfolgreichen Start im Rahmen der Jugendarbeit zu 
verhelfen. Es wird die Dienstaufsicht über etwa 80 Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter in den vorgenannten Einrichtungen insgesamt 
übertragen. 

Der Pastor oder die Pastorin am Koppetsberg gehört einem 
14köpfigen Referentenkreis für die Aus- und Fortbildung. Bera­
tung und Begleitung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Jugendarbeit an. Er/Sie soll sich in einem oder zwei der bestehen­
den Arbeitsbereiche engagieren, darunter im biblisch-theologischen 
Bereich. Er/Sie ist Stettvertreter/in des Nordelbischen Jugendpas­
tors und mufl sich mit den Leitungsstrukturen und -grcmien des 
nordelbischen Jugendwerkes vertraut machen. 

Bewerbungen mit ausführlichem. handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an die Kirchenleitung der "iurdclbischcn Ev.-Luth. 
Kirche, Dänische Str. 21-35, 2300 Kiel 1. \\'eitere Unterlagen sind 
auf Anforderung einzureichen. Auskünfte erteilen Jugendpastor 
Bernd Haasler. Koppelsberg 3, 2320 Plön. Tel. 04522/70 44 und 
OKR Starke, Nordelbisches Kirchenamt, Dänische Str. 21-35, 2300 
Kiel. Tel. 0431/99 12 47. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az. 20 Jugendpfarramt (2) - P II / P 2 

In der St. Petri-Kirchengemcindc in  Ratzeburg im Kir­
chenkreis Herzogtum Lauenburg wird die 3. Ffarrstelle vakant und 
ist voraussichtlich zum 1 November 1988 mit einem Pastor oder 
einer Pastorin zu besetzen. Die Besetzung t:rfolgt durch bischöfli­
che Ernennung. 

Die Kirchengemeinde St. Petri - rund 7 000 Gemeindeglieder -
hat insgesamt 3 Pfarrstellen, wobei der Propst den Bezirk der 
1. Ffarrstelle mit rund 1 000 Gemeindegliedern überwiegend auf
der Insel versorgt. Zur 3. Pfarrstelle gehören knapp 3 000 Gemein­
deglieder, von denen ein kleinerer Teil auf der Insel, der größere 
Teil in der Vorstadt wohnt. Den Schwerpunkt für die Arbeit in 
diesem Bezirk bilden die geistliche Mitarbeit in der Familienbitdungs­
stätte und die Altenarbeit, insbesondere die Betreuung des Senioren­
wohnsitzes Ratzeburg (SWR) mit knapp 500 Bewohnern. Das Pasto­
rat mit Konfirmandensaal, gebaut 1966, liegt auf der Insel in der 
Nähe der St. Petri-Kirche. An den zwei Predigtsiätten - der St. Petri­
Kirche auf der Insel (Bezirke I und III) und der Ansveruskirche in 
der Vorstadt (Bezirk II) - werden sonntäglich Gottesdienste im 
Wechsel der Pastoren gehalten. In der Trägerschaft der Gemeinde 
befinden sich eine Diakonie-Station und die Ev. Familienbildungs­
stätte (zuständig für ganz Ratzeburg), ein Kindergarten und die 

Friedhöfe. Der Kirchenvorstand erwartet t'ine gute Zusammenarbeit 
zwischen den Pastoren und den weiteren Mitarbeitern (Diakon, 
Kantor und Organist. nebenamtlicher Organist, Erzil'.hcrinnen. Ge 
meindeschwestern u.a.m.). 

Ratzeburg mit insgesamt 12 750 Einwohnern ist Sitz der Verwal­
tung des Kreises Herzogtum Lauenburg sowie des Kirchenkreises 
Herzogtum Lauenburg und ist verkehrstechnisch gut mit dem 
Hamburger und Lübecker Raum verbunden. Alle Schularten sind 
am Ort vorhanden. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an den Herrn Bischof für den Sprengel Holstein­
Lübeck über den HL·rrn Propst des Kirchenkreises Herzogtum 
Lauenburg. Am Markt 7, 2418 Ratzeburg. 

Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Aus­
künfte erteilen der stellvertretende Vor,itzendc des Kirchcnvor 
stancles, Herr Harmel. Seestraße 20. 2418 Ratzeburg, Tel. 04541 /23 08, 
Pastor Kretzmann, Mechower Straße 4. 2418 Ratzeburg, Tel. 
04541/57 50. und Prnpst Dr. Augustin, \m Markt 7, 2418 Ratze­
burg, Tel. 04541/34 54. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen die­
ser Ausgabe des Gesetz- und V,crordnung,blattes. 

Az. 20 St. Petri-Kirchengemeinde in Ratzeburg (3) - P II/ P 1 

In der Kirchengemeinde Westerrönfeld im Kirchenkreis 
Rendsburg wird die Pfarrstelle voraussichtlich zum 1. Juli 1988 
vakant und ist umgehend mit einem Pastor oder einer Pastorin zu 
besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Westerrönfeld liegt unmittelbar südlich von Rendsburg am Nord­
Ostsee-Kanal. Die selbständige Gemeinde ist Wl'gt'n ihrer Ruhe 
bevorzugtes Wohngebiet und wird weiterhin wachsen. Die Kir­
chengemeinde ist seit 1968 selbständig. Mit ca. 3.200 Gemeinde­
gliedern ist sie zwar groß, aber überschaubar. Einzige Predigtstcllc 
ist das 1957 erbaute Lutherhaus. Ein crncilcrtcs Gemcinclchaus 
bietet viele Möglichkeiten der Gemeindearbeit. Die Kirchenge­
meinde unterhält einen Kindergarten mit Vorschule und eine 
Gemeindeschwesternstation. Eine Heihe von haupt-, ehren- und 
nebenamtlichen Mitarbeiterinnen und \1itarbeitern erhofft sich 
einen Pastor oder eine Pastorin, der bzw. die die bisherige Arbeit 
aufnimmt und seine hzw. ihre besondere Bcg3bung gro8zügig 
einbringt. Besonders die Jugendarbeit 1st mit frischem Wind zu 
erfüllen. Der Kirchenvorstand ist aufgeschlossen für alle Pläne, um 
die Glieder der Gemeinde zu einem aktiven kirchlichen Leben zu 
erwecken. Das 1957 erbaute l'a,torat liegt direkt am Lutherhaus. Es 
ist �ehr freundlich und hat grüne Flächen ringsherum. Grund- und 
Hauptschule sind am Ort, alle anderen Schulen in Rendsburg sind 
leicht zu erreichen. 

Bewerbungen mit ausführlichem. handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkreises Rendsburg, 
An der Marienkirche 7-8, 2370 Rendsburg, 

Weitere Untertagen sind auf Anforderung einzureichen. Aus­
künfte erteilen Pastor Schierenberg, Eichenallee 11, 2370 Wester­
rönfeld, Tel. 04331/880 53, und Propst Jochims, An der Marienkir­
che 7-8, 2370 Rendsburg, Tel. 04331/711 71. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Westerrönfeld - P Jl / P 1 
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In der Kirchengemeinde Westensee im Kirchenkreis Kiel ist 
die 1. Pfarrstelle mit dem Dienstsitz in Westensee vakant und ist 
umgehend !l1it einem Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die 
Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde hat etwa 4.300 Gemeindeglieder. Sie liegt 
im landschaftlich reizvollen Naturpark \Vcstcnsee im Städtedreieck 
Kiel-Rendsburg-Neumünster und erstreckt sich über sechs Kom­
munalgemeinden mit doppelt so viel Dörfern, vorwiegend ländli­
cher Struktur. Kiel (Innenstadt) ist 25 Autominuten entfernt. Wir 
haben ein reges Gemeindeleben. auch in zahlreichen Gruppen wie 
Kinderstuben, Jugendgruppen. Seniorenkreisen, Kirchenchor, Po­
saunenchor und einen Kirchem·orstand mit 7 Ausschüssen. Sie alle 
bedürfen der Koordinierung und theologischen Begleitung. Das 
Gemeindegebiet ist in 2 Pfarrbezirke eingeteilt: den östlichen mit 
der ausgeschriebenen Pfarrstelle im Kirchdorf Westensee. den 
westlichen mit der 1979 errichteten 2. Pfarrstelle im ländlichen 
Zentralort Felde. Doch sollen sich beide Pastoren im Einverneh­
men mit dem Kirchenvorstand auch funktional die Arbeit teilen. 
Dl'r Sonntagsgottesdicnst in der St. Catharincnkirchc (13. Jhdt.) in 
\.Vestensee und vierzehntägig in 3 Kapellen wird jeweils von einem 
der Pastoren im Wechsel gehalten. 18 haupt- und nebenamtliche 
Mitarbeiter suwie eine große Zahl ehrenamtlicher Helfer stehen im 
Dienst. Die Einrichtung und Liegenschaften (darunter 3 Friedhöfe) 
werden in eigener Regie verwaltet. Das geräumige Pastorat mit 
Garten (am Sec) bei der St. Catharincnkirche wird rechtzeitig frei. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkreises Kiel, 
Ziegelteich 29. 2300 Kiel. Weitere Unterlagen sind auf Anforderung 
einzureichen. Auskünfte erteilen Pastur Bastert, \Vulfsfclder Weg 
18, 2301 Felde, Tel. 04340/15 19, der Kirchenvorsteher, Herr Dr. 
Frost, Flottbek 2, 2301 Felde, Tel. 04340/556, und Propst Hassel­
mann, Ziegelteich 29. 2300 Kiel 1, Tel. 0431 /940 21. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen die­
ser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes 

Az„ 20 Westensee (1) - P II / P 1 

Stellenausschreibungen 

Die Ev.-Luth. Kirchcngemeinclc Heiligenhafen sucht zum nachst­
möglichen Termin 

eine/n Diakon/in 

Die Stelle gibt viele Möglichkeiten zur Entfaltung eigener Vor­
stellungen von Gemeindearbeit. 

Die Schwerpunkte liegen: 

- bei dem Ausbau und der Förderung der ev. Kinder- und
Jugendarbeit

- in der Mitgestaltung des Konfirmandenunterrichtes in Zusam­
menarbeit mit den Pastoren

- in der P!anung und Durchführung der Kindergottesdienste

- die Organisation und Durchführung der Urlauberarbeit im Som-
mer im Zusammenhang mit der Jugendarbeit.

Die Vergütung erfolgt nach KAT.

Bei der Beschaffung einer geeigneten Wohnung ist die Kirchen­
gemeinde behilflich. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu richten an 
den Kirchenvorstand der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Heiligenha­
fen, 1-Jafenstr. 6, 2347 Heiligenhafen. 

Auskünfte erteilen Herr Pastor Horn. Tel. 04362/14 57 und Herr 
Pastor Dr. Zengel. Tel. 04362/22 59. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nacl1 Erscheinen dieser 
Ausgabe des Gesetz- unf Verordnungsblattes. 

Az. 30 - Ev.-Luth. Kirchengemeinde Heiligenhafen - E l 

Beim Rentamt des Kirchenkreises Süderdithmarschen in Meldorf 
ist möglichst zum 1. Oktober 1988 die Stelle des 

Rentmeisters/Verwaltungsleiters 

zu besetzen. Der bieherige Stelleninhaber geht in den Vorruhestand. 

Das Rentamt mit seinen 28 Mitarbeitern leistet die Verwaltungs­
aufgaben für 16 Kirchengemeinden und für den Kirchenkreis Süder­
dithmarschen (66.000 ev. Gc>rneindeglieder) und seine Einrichtun­
gen. 

Gesucht wird eine Führungskraft mit 2. Angestelltenprüfung, die 
über einschlägige und mehrjährige Erfahrungen und Kenntnisse in 
der kirchlichen oder kommunalen Verwaltung verfügt. Kenntnisse 
über den Einsatz der Datenverarbeitung sind erwünscht. Die Mit­
gliedschaft in der E\'.-Luth. Kirche und eine christliche Grundein­
stellung setzen wir als selbstverständlich voraus. Die Vergütung 
erfolgt nach KAT-NEK III. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen und handgeschriebe­
nen Lebenslauf sind zu richten an den Vorsitzenden des Kirchen­
vorstandes, Herrn Propst Klaus J. Horn, Klosterhof 19, 2223 
Vieldorf Die Bewerbungsfrist läuft am 25. Juli 1988 ab. Auskünfte 
erteilen Propst Klaus J. Horn unter Tel. 04832/67-41 und Rentmei­
ster Hans Dethmann unter Tel. 04832/67 21. 

Az.: 30 KK Südcnlithmarschen -· D l l 
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Personalnachrichten 

Bestätigt: 

Mit Wirkung vom 1. Mai 1988 die Wahl des Pastors 
Bernd Neumann. bisher in Hamburg-Altona, zum Pastor 
der 2.Ffarrstelle der Pauls-Kirchengemeinde Schenefeld. Kir­
chenkreis Blankenese: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1 Y88 die Wahl des Pastors Hinrich B ue,. 
z.Z. in Itzehoe, bei gleichzeitiger Begründung eines Dienstver­
hältnisses als Pastor auf Lebenszeit zur :--lordelbischen Ev.
-Luth. Kirche zum Pastor der 1. Pfarrstelle der St. Jakobi­
Kirchengemeinde Itzehoe. Kirchenkreis Münsterdorf;

mit Wirkung vom 1. [uni 1988 die \Vahl des Pastors z.A. 
\Volfgang Vogelmann. z.Z. in Hattstedt über Husum. bei 
gleichzeitigerBegründung eines Dienstverhältnisses als Pastor 
auf Lebenszeit zur >i ordelbischen Ev.-Luth. Kirche zum Pastor 
der Pfarrstelle der Kirchengemeinde Hattstedt, Kirchenkreis 
Husum-Bredstedt. 

Berufen: 

Mit Wirkung vom 1. :Vlai 1988 Pastor Dr. Jörn Halbe  zum 
hauptamtlichen Mitglied des Kollegiums des Nordelbischen 
Kirchenamtes als Dezernent des Dezernats „Erziehungs-. 
Bildungs- und Schulwesen" unter gleichzeitiger Ernennung 
zum Oberkirchenrat; 

mit Wirkung vom 1. Mai 1988 die Pastorin Heike Funke. geh. 
Spiegelberg, bisher in Süderau, in einem eingeschränkten 
Dienstverhältnis (50 ° o) zur Pastorin der Pfarrstelle des Kir­
chenkreises Stormarn für das Amt einer Ökumene-Beauftrag­
ten: 

mit Wirkung vom 1. Juni 1988 auf die Dauer von 5 Jahren der 
Pastor Dr. Horst Albrecht. bisher in Hamburg-Kirchdorf, in 
das Amt des Direktors des Prediger- und Studienseminars der 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit dem Dienst- und Wohn­
sitz in Preetz; 

mit Wirkung vom 1. Juli 1988 auf die Dauer von 5 Jahren der Pastor 
Hans-Werner Wald ow, bisher in Lübeck, zum Pastor der 
3. Pfarrstelle des Kirchlichen Dienstes in der Arbeitswelt der
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit dem Dienst- und Wohn­
sitz in Kiel.

Eingeführt: 

Am 3. April 1988 der Pastor Steffen G ö rn i tz als Pastor in die 
2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde St. Willehad-Groß Grönau.
Kirchenkreis Herzogtum Lauenburg;

am 9. April 1988 der Pastor Dr. Hansgünter Ludewig als Pastor in 
das Amt eines Referenten in der Bischofskanzlei für den 
Sprengel Holstein-Lübeck; 

am 10. April 1988 der Pastor Hans Hinrich Reimer als Pastor in 
die Ffarrstelle der Kirchengemeinde Kirchbarkau, Kirchen­
kreis Neumünster; 

am 24. April 1988 der Pastor Friedhelm Gutknecht als 
Pastor in die 2. Pfarrstelle der Andreas-Kirchengemeinde Kiel­
Wellingdorf, Kirchenkreis Kiel. 

Verlängert: 

Die Amtszeit des Pastors Werner Bal lnus als Inhaber der 1. 
Ffarrstelle des Kirchenkreises Harburg für Krankenhausseel­
sorge um 1 Jahr über den 31. Mai 1988 hinaus: 

die Amtszeit des Pastors Detlef Hcndrath als Inhaber der Pfarr­
stelle der Nordelbischcn Ev.-Luth. Kirche für dL'll Beauftragten 
für Weltanschauungsfragen um 8 Jahre über den 30. Septem­
ber 1989 hinaus; 

die Amtseit des Pastors Horst Emse als Leiter der Landvolkshoch­
schule Koppelsbcrg c.V. um 5 Jahre über den 31. Juli 1988 
hinaus: 

die Amtszeit des Pastors Dr Dictfried Gewalt  als Inhaber der 
Pfarrstelle der Nordelbischen Kirche für Schwerhörigenseel­
sorge um 5 Jahre über demn 30. Juni 1988 hinaus: 

die Amtszeit des Pastors Dr. Horst G loy im Amt des Leiters der 
Arbeitsstätte Hamburg de, Pädagogisch-Theologischen Insti­
tuts Nordelbien um 10 Jahre über den 1. Juli llJ88 hinaus: 

die Amtszeit des Pastors Bernd Haaslcr als Jugendpastor der 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche um 1 Jahr über den 30. Juni 
1988 hinaus; 

die Amtszeit des Pastors Martin Hennig als Inhaber der 1. 
Pfarrstelle der Nordelbischcn Ev.-Luth. Kirche fur Seelsorge 
an Kriegsdienstverweigerern und Zivildienstleistenden über 
den 30. September 1988 hinaus bis einschliefslich 30. April 
1992: 

die Amtszeit der Pastorin Dr. :V1argot Lücht-Stein berg  als Inha­
berin der 2. Ffarrstelle der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche für 
Krankenhausseelsorge im L:ni\'t>rsitätskran kcn haus Eppcndorf 
um 10 labre über den 31 � 1 gss hinaus: 

die Amtszeit der Pastorin Merve Ivliller als Inhaberin der Pfarr­
stelle des Kirchenkreises Altona für die Dienstleistung mit 
besonderem Auftrag (Seelsorge im Alten- und Pflegeheim beim 
Holstenkamp/Bahrenfeld) um 5 Jahre über den 30. April 1988 
hinaus: 

die Amtszeit des Pastors Jörg Schulz als Inhaher der l'farrstelle des 
Kirchenkreises Lübeck für Religionsunterricht und -gespräche 
in berufsbildenden Schulen um 5 Jahre über den 1. Juli 1988 
hinaus: 

die Amtszeit des Pastors Martin Steller als Inhaber der Pfarrstelle 
der Nonlclhischen Ev.-Luth. Kirche für Seelsurgt' in der Justiz­
vollzugsanstalt Fuhlsbüttel und in der Übeqzang,anstalt „Mo­
ritz-Liepmann-Haus" über den 1. Juli 1988 hinaus bis ein­
schließlich 31. Juli 1996. 

Übertragen: 

Mit Wirkung vom 1. Mai 1988 dem Militärpfarrer Fritz Ernst Vo ß, 
Evangelischer Standortpfarrer Neumünster I, die 3. Pfarrstelle 
(personaler Seelsorgebereich) der Bugenhagen-Kirchen­
gemeinde Neumünster, Kirchenkreis Neumünster. 
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t 
Pastor i. R. 

Werner Hohenstein 

geboren am 9. 1.1906 in Stettin, 
gestorben am 8.4.1988 in Bad Oldesloe 

Der Verstorbene wurde am 12. September 1937 in 
Rittersdorf, Kreis Weimar, ordiniert. Bis März 1959 war 
er Pastor der Ev.-Luth. Kirche in Thüringen und von 
August 1959 bis Juni 1961 Lagerpastor in Weinsberg­
/Württemberg. Von Juli 1961 bis Oktober 1963 war er 
Pastor in Stockeisdorf und Ion November l 963 bis zu 
seiner Zurruhesetzung zum 1. Januar 1973 Pastor in 
Zarpen. 

Die r,.,;ordclbischL' Ev.-Luth. Kirche dankt Gott für die 
Verkündigung des Evangeliums durch Pastor Hohenstein. 




